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Lithographie von Edward Jakob von Steinle, 1848








I.


Vorbemerkungen zu dieser Sammlung


Vor einigen Jahren habe ich mehrere Aufsätze zu Vorgeschichte, Verlauf und Ergebnissen der Revolutionszeit von 1848/49 im Sauerland veröffentlicht. Da viele der dort angesprochenen Aspekte in der wissenschaftlichen Literatur über Vormärz und Revolution in der Regional- und vor allen Dingen Lokalgeschichte nur unzureichend berücksichtigt waren, bin ich von mehreren Seiten gefragt worden, ob ich nicht die wichtigsten dieser in diversen Zeitschriften abgedruckten Texte1 zusammenfassen und in einem Buch veröffentlichen könnte, da nur so eine weitere Kenntnisnahme dieser Forschungsergebnisse zu erzielen sei.


Nach Abschluss einiger anderer geschichtswissenschaftlicher Projekte bin ich diesem Wunsch gerne nachgekommen. Zum besseren Verständnis habe ich den an einigen Stellen leicht geänderten Texten eine aktuelle Einleitung (→II) vorangestellt, in welcher ich den geschichtstheoretischen Hintergrund der Aufsätze aufzeige, eine knappe geschichtswissenschaftliche Einordnung vornehme, Vergleiche zu anderen Regionen ziehe, auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Ereignisse in verschiedenen Orten hinweise und versuche, das Politisierungspotential der Revolutionszeit im Sauerland zu beurteilen.


Außerdem habe ich einige – bis auf eine Ausnahme bisher ungedruckte – Primärquellen (→IX) hinzugefügt, welche die Sorgen und Wünsche wichtiger Gesellschaftsgruppen in den 1840er Jahren widerspiegeln: Bauern, Handwerker, Adel, katholischer Klerus und Verwaltungsbeamte. Deren Vorstellungen und Probleme erwiesen sich als wichtig für den Ausbruch und Verlauf der ländlichen Unruhen im kölnischen Sauerland in der Revolutionszeit.


In den Fußnoten wird die Literatur durch Kurztitel nachgewiesen, die anhand der Bibliografie (→XII) zum gesamten Band leicht aufgeschlüsselt werden können.


Ich möchte an dieser Stelle besonders dem aus dem Sauerland stammenden Düsseldorfer Publizisten Peter Bürger danken, der dieses Buch in die von ihm herausgegebene edition leutekirche sauerland aufgenommen hat.


Sundern, im Herbst 2019


Werner Neuhaus





1 Die Nachweise zu den Erstveröffentlichungen der hier als Sammlung vorgelegten Texte sind im Verzeichnis der ursprünglichen Druckorte (→X) enthalten. Meine weiteren Texte zur Geschichte der Revolutionszeit im Sauerland, die in diesem Buch nicht abgedruckt sind, werden in der Bibliografie (→XII) aufgeführt.





II.


Zur Einleitung



Die ländlichen Unruhen von 1848/49


im kölnischen Sauerland


Vor fast genau fünfzig Jahren kam es im Herbst 1969 zum ersten „Machtwechsel“ in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland: Sozialdemokraten und Liberale lösten unter dem Motto „Mehr Demokratie wagen“ die Große Koalition unter christdemokratischer Führung ab. Kurze Zeit vor dieser Zäsur hatte die Wahl des Sozialdemokraten Gustav Heinemann zum Nachfolger des katholisch-konservativen Bundespräsidenten Heinrich Lübke (CDU) bereits signalisiert, dass Ende der 1960er Jahre die zweite formative Phase der bundesrepublikanischen Geschichte angebrochen war. Dies galt nicht nur für die neue Ost- und Deutschlandpolitik, sondern auch für viele andere Bereiche in Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur.


Gerade in der Geschichtspolitik wollte Heinemann neue Zeichen setzen2: In mehreren Reden hob er hervor, auch die deutsche Geschichte habe einen „ungehobenen Schatz“ demokratischer Bewegungen und Ereignisse, den es zu heben gelte. Gerade die Revolution von 1948/49 dürfe nicht der SED-hörigen DDR-Historiografie überlassen bleiben, die das sozial progressive und demokratische Erbe dieser Revolution für sich und ihren „Arbeiter- und Bauern-Staat“ beanspruche. Ob beim Bauernkrieg von 1524/25 oder den ländlichen Unruhen von 1848/49: Für den neuen Bundespräsidenten galt, dass es „einer demokratischen Gesellschaft […] schlecht zu Gesicht [stehe], wenn sie in Revolutionären nichts anderes als meuternde Rotten sehen“ wolle. Sowohl der Bundespräsident als auch führende Vertreter der sozialliberalen Koalition sahen in der 48er Revolution „eine Symbiose von rechtsstaatlichem Liberalismus und sozialradikaler Demokratie“.


Allerdings kam die bundesrepublikanische Geschichtsschreibung im Vierteljahrhundert nach dem Bonner Machtwechsel der Forderung Heinemanns nicht nach, die sozial fortschrittlichen und liberaldemokratischen Aspekte der Revolutionszeit von 1848/49 grundlegend zu untersuchen. Erst aus Anlass der 150. Wiederkehr der Revolution von wurde 1998 eine Flut von Ausstellungen, Symposien, Aufsatzsammlungen und Büchern veranstaltet bzw. veröffentlicht. Die damals publizierten Texte haben unser Verständnis der Vorgeschichte, des Verlaufs und der Ergebnisse der Revolutionszeit bedeutend verbessert. Dies gilt besonders für lokal- und regionalgeschichtliche Studien, welche die wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen Ursachen der Revolution sowie deren jeweilige Verlaufsmuster in „dichten Beschreibungen“ und kleinschrittigen Tiefenbohrungen aufarbeiteten und so ein buntes Mosaik der historischen Landkarte der deutschen Staaten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts entwarfen.


Leider galt das nur begrenzt für das kölnische Sauerland, das – etwa im Vergleich zum Münsterland, zu Lippe oder zu Minden-Ravensberg – recht stiefmütterlich behandelt wurde.3 Lediglich in dem Begleitbuch zur Ausstellung „Für Freiheit und Recht. Westfalen und Lippe in der Revolution 1848/49“, die 1999 in mehreren westfälischen Städten gezeigt wurde, werden in einem vorzüglichen Aufsatz der Verlauf der Revolution auch im kölnischen Sauerland knapp, aber übersichtlich auf der Grundlage der Akten sauerländer Amtmänner und Landräte im damaligen Staatsarchiv Münster dargestellt und auch die Reaktionen des Regierungspräsidenten in Arnsberg und des Oberpräsidenten in Münster mit einbezogen.4 Dagegen befasste sich ein langer Aufsatz von Hans-Joachim Behr über ländliche Unruhen 1848/49 aus dem Jahre 2000 intensiv mit den sozialen Problemen im Oldenburger Münsterland, Osnabrücker Land, südlichen Niedersachsen und Ostwestfalen, jedoch kaum mit dem Sauerland.5 Erst die Bochumer Dissertation von Jens Hahnwald über Tagelöhner, Arbeiter und soziale Bewegung im kölnischen Sauerland brachte eine auf der Höhe der gesellschaftsgeschichtlichen Ansprüchen stehende grundlegende Untersuchung, die regionale Quellen und verstreute lokale Sekundärliteratur zu einem überzeugenden Bild auch des Vormärz und der Revolutionszeit im Sauerland zusammenfügte.6 Diese Untersuchung ist jedoch nicht veröffentlicht worden, und der Aufsatz Hahnwalds in einem Teilband des von Harm Klueting und Jens Foken herausgegebenen großen Werkes über die Geschichte des Herzogtums Westfalen behandelt die ländliche Gesellschaft des Vormärz nur ganz kurz.7 Im gleichen Werk werden dagegen von Hans-Joachim Behr auf der Grundlage der Akten der preußischen Mittelbehörden (Bezirksregierung in Arnsberg und Oberpräsidium in Münster) u.a. Vorgeschichte und Verlauf der Revolution im Sauerland ausführlich geschildert,8 auch wenn natürlich im Rahmen eines Aufsatzes die Unterlagen der zahlreichen lokalen Archive nicht ausgewertet werden konnten.


Neben diesen Spezialuntersuchungen von Vormärz und Revolutionszeit gibt es eine ganze Reihe von Veröffentlichungen, die sich zwar nicht ausschließlich mit dieser Thematik befassen, aber dennoch wertvolles lokal- und regionalgeschichtliches Material aufbereiten und zu Teilaspekten der Geschichte des kölnischen Sauerlandes in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wertvolle Beiträge liefern oder überregional wirksame Entwicklungen herausarbeiten.9 So bietet z.B. die 10., völlig neu bearbeitete Auflage des „Gebhardt. Handbuch der deutschen Geschichte“, Bd. 14, eine zuverlässige Zusammenfassung der bis dahin erschienenen Fachliteratur zu allen relevanten Aspekten der Reform-, Restaurations- und Revolutionszeit vor 1848/49 in Deutschland.10 Jürgen Kocka hat seinen grundlegenden Studien über die Herausbildung einer Arbeiterklasse in Deutschland einen weiteren Band folgen lassen, der die Lebens- und Arbeitsverhältnisse der Unterschichten im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts eindrucksvoll zusammenfasst,11 und über Ursachen, Verlauf und Ergebnisse sozialer Unruhen im Hinblick auf die Entstehung politischer Bewegungen, Vereine und Verbände um die Mitte des 19. Jahrhunderts gibt die Studie von Jürgen Schmidt einen vorzüglichen Überblick.12


Die bisher gemachten Ausführungen und die Auswahl der bisher genannten Fachliteratur legen den zutreffenden Schluss nahe, dass ich in sozioökonomischen Prozessen des Vormärz die Hauptursache für den Ausbruch der Basisrevolution im Frühjahr 1848 auf dem platten Lande sehe. Dabei kommt der Mehrheit der dort lebenden Bevölkerung, den klein- und unterbäuerlichen Schichten, Landhandwerkern und Gesellen, Tagelöhnern, Beiliegern und Köttern, Bergleuten und Eisenhüttenarbeitern, ein besonderes Augenmerk zu. Zwar gab es häufig von Ort zu Ort unterschiedliche Auslöser und Schwerpunkte der proletarischen Proteste, aber den kleinen Ackerbürgerstädten und Dörfern des kölnischen Sauerlandes gemeinsam waren strukturelle demografische und wirtschaftliche Probleme. Sie stehen bei den folgenden Aufsätzen zumeist am Anfang der jeweiligen Untersuchung, denn sie bildeten den sozialgeschichtlichen Hintergrund, ohne den sich die Fundamentalrevolution vom März und April 1848 nicht erklären lässt.


Der hier vorgestellte Erklärungsansatz für den jähen Ausbruch der teilweise gewalttätigen ländlichen Unruhen im März und April 1848, deren kurze Dauer und relativ geringfügige langfristige Folgen, beruht auf einer Kombination verschiedener sozialwissenschaftlicher Erklärungsmöglichkeiten für die Entstehung sozialer Bewegungen.13 Der plötzliche Ausbruch der Unruhen und Aufstände in Ackerbürgerstädten und vor ländlichen Adelsresidenzen des Sauerlandes, der alle lokalen und regionalen Verwaltungsbeamten überraschte, lässt sich, erstens, mit interaktionistischen Modellen gesellschaftlichen Wandels erklären. Die Februarrevolution in Frankreich und die anschließenden Erfolge der Erhebungen in Süddeutschland und Berlin schienen angesichts der momentanen Schwäche der alten Eliten in Politik, Verwaltung und Militär eine günstige Gelegenheit zu bieten, seit längerer Zeit bestehende Forderungen und unbefriedigte Erwartungen zu erfüllen.


Gerade der zuletzt genannte Aspekt nicht erfüllter Hoffnungen liegt einem zweiten Erklärungsmodell zu Grunde: Der sozialpsychologische Ansatz der „relativen Depravation“ geht davon aus, dass nicht Armut, Arbeitslosigkeit und Hunger an sich, die ja im Frühjahr 1848 nicht mehr so bedrohlich waren wie in den Krisen- und Hungerjahren von 1845-47, sondern die „empfundene Diskrepanz zwischen eigenen Erwartungen und den realen Verhältnissen“14 in offene Rebellion umschlug, als sich eine Erfolgschance zu bieten schien. So hielt z.B. der Gerichtsschreiber beim Prozess gegen die „Tumultuanten“ von Suttrop und Körtlinghausen deren Argumentation fest:


Als nun im März 1848 wie überall die Gerüchte auftauchten, dass anderwärts den Bauern von den adeligen Grundbesitzern auf Demonstrationen viele Concessionen gemacht worden [seien], sprach man auch in Suttrop davon, dass es an der Zeit sei, nach dem von Fürstenbergschen Gut Körtlinghausen zu ziehen und von der Frau von Fürstenberg die Hude und Weide zurück zu fordern und den Erlaß des Zehnten sowie die Verpachtung der Gutsländereien an Einzelne zu verlangen.15


Beide Ansätze zur Erklärung der ländlichen Unruhen im Sauerland sind, drittens, kombinierbar mit einem struktur-analytischen Modell, welches die beschleunigten gesellschaftlichen Wandlungsprozesse (u.a. rasches Bevölkerungswachstum; grundlegende Änderungen in Land- und Forstwirtschaft; Frühindustrialisierung und deren Folgen für Handwerk und Heimarbeit) betont und die Unfähigkeit der überkommenen Eliten hervorhebt, diesen Modernisierungskrisen kompetent und flexibel zu begegnen. Theoretisch hätten die Unterschichten darauf mit der Forderung nach neuen politischen und wirtschaftlichen Lösungsmöglichkeiten (politischen Parteien, Gewerkschaften; Genossenschaften; Assoziationen; Vereinen) reagieren können, aber im Gegensatz zu vielen größeren Städten überwog im Sauerland „die Sehnsucht nach der Rückkehr zu Altvertrautem“16, zu den früheren Huderechten und Holzgerechtsamen, zu Wiederherstellung von Zunftwesen und Schutz der traditionell arbeitenden Eisenindustrie vor moderner ausländischer Konkurrenz.17


Bei der Beschreibung der Lebens- und Arbeitswelt der kleinstädtischen und ländlichen Unterschichten auch des Sauerlandes in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ist der Erklärungsansatz der „economy of makeshifts“ (Wirtschaft des Notbehelfs) zentral, den die britische Historikerin Olwen Hufton in den 1970er Jahren in die fachwissenschaftliche Diskussion eingeführt hat.18 Er besagt, dass die Angehörigen der vorindustriellen Unterschichten häufig nicht in der Lage waren, durch Arbeit in einem einzigen Gewerbe sich und ihre Familien zu ernähren. Nach Laurence Fontaine konzentrierten sich die unterbäuerlichen Schichten dabei auf drei Arten von Verdienstmöglichkeiten: Zunächst gab es „diverse landwirtschaftliche Aktivitäten, die der Ernährung der Familie dienten“. Hierzu zählte die Arbeit im eigenen Garten oder auf gepachteten Feldern und Wiesen, aber auch die Haltung von eigenen Schweinen, Ziegen und Geflügel aller Art. Weiterhin kam „Lohnarbeit, die für Geldeinkommen sorgte“ in Betracht. Hierzu zählten im Sauerland z.B. bezahlte Arbeit für größere Bauern während der arbeitsintensiven Erntezeit, Waldarbeit, aber auch Hilfsarbeiten in der frühindustriellen Montan- und Papierindustrie. Drittens boten sich unter Umständen „Marktaktivitäten, für die man unternehmerische Fähigkeiten brauchte,“ an. Dazu konnten Herstellung und Vermarktung von Besen und Körben, vor allen Dingen aber Leinentuch ebenso gehören wie der Verkauf von Milch, Butter und Eiern auf nahegelegenen Märkten.19 Während im südlichen Niedersachsen, im Tecklenburger Land oder Ostwestfalen tausende von Heuerlingsfamilien in erster Linie mit der Heimweberei von Leinen immer mühseliger ihr Brot verdienten, war diese Art der „Protoindustrialisierung“ im Sauerland nicht möglich, und auch eine landwirtschaftliche Spezialisierung auf hochwertigen Getreide- oder Gemüseanbau fiel wegen der topografisch-klimatischen Bedingungen in dieser Mittelgebirgsregion aus. Hier arbeiteten pauperisierte „Mischexistenzen“ (Jürgen Kocka) als Tagelöhner bei verschiedenen Bauern im Feld und im Wald, im Stall und in der Scheune, sie schufteten beim Straßenbau, in Steinbrüchen und Bergwerken, verdienten ihr Brot als Hilfsarbeiter („Handlanger“) auf dem Bau und heimarbeitende Weber und verdingten sich als Gehilfen bei Hüttenfaktoren, Fuhrleuten und Köhlern. Die Frauen arbeiteten in der kärglich eingerichteten Mietwohnung oder im kleinen Kotten und eigenen oder angepachteten Garten, halfen bei der Feldarbeit und versuchten manchmal, durch Spinnen, Nähen und Waschen die karge Haushaltskasse aufzubessern. Auch Holzsammeln und Futterbesorgung für das Kleinvieh in den ortsnahen Wäldern gehörte häufig in das Aufgabenfeld der Frauen, und hier wurde die Grenze zur Kleinkriminalität häufig überschritten. Gerade in diesen Bereichen lag angesichts der rasant zunehmenden unteren Gesellschaftsschichten und knapper werdenden Holz- und Futterressourcen im Vormärz einer der Hauptreibungspunkte auf dem Lande, wobei die Auflösung der Marken und die damit einhergehenden Verkoppelungen und Separationen die überlebensnotwendigen Ressourcen der Unterschichten bei deren Bemühungen um den täglichen Broterwerb weiter einschränkten.20 Besonders diese Problematik lässt sich anhand aller hier abgedruckten Texte zur Revolution von 1848 auch im Sauerland nachweisen.21 Auch die Kinder wurden in diesen Arbeiterfamilien eingespannt, um z. B. als Hütekinder das Vieh bessergestellter Bauern und die eigene Ziege zu hüten, Kartoffeln zu lesen und Holz zu sammeln, Heu zu wenden und ähnliche als „leicht“ eingestufte Arbeiten der ländlichen Gesellschaft zu erledigen.


Natürlich war zu Beginn des 19. Jahrhunderts diese Art des notgedrungenen Wirtschaftens, wobei die Mitglieder der Familien „von der Hand in den Mund“ lebten oder, wie es der englische Sozialhistoriker Edward P. Thompson ausdrückte, „die Armen zusammenkratzten was sie bekommen konnten um zu überleben“,22 nicht nur im Sauerland weit verbreitet.23 Angesichts der allgegenwärtigen Massenarmut der städtischen und ländlichen Unterschichten hat der Ansatz der „Wirtschaft des Notbehelfs“ sich als äußerst effizientes Erklärungssystem für die Lebens- und Arbeitsweise unterschiedlicher pauperisierter, in prekären Umständen lebender Unterschichtsgruppen in ganz verschiedenen Gesellschaften in unterschiedlichen Regionen Europas bis weit in das 20. Jahrhundert erwiesen.


Trotz dieser bewundernswürdigen Anpassungsfähigkeit an die Erfordernisse eines gesetzlich noch kaum eingeschränkten Arbeitsmarktes kamen in der Gewerbe- und Agrarkrise der 1840er Jahre offensichtlich auch im Sauerland immer mehr Menschen zu der Überzeugung, dass sie und ihre Familien unter den dort herrschenden Umständen keine Zukunft mehr hätten. Denn anders als z.B. im Tecklenburger Land boten im kölnischen Sauerland weder Hollandgängerei, ein lokaler Steinkohlenbergbau noch eine spezialisierte Landwirtschaft Alternativen für Arbeitssuchende, da Bodenqualität, Klima und Infrastruktur einer Integration in überregionale agrarische Arbeits- und Absatzmärkte entgegenstanden und die im Vormärz im Ruhrgebiet entstehenden Zechen noch mit geringen, fast ausschließlich lokal rekrutierten Arbeitskräften auskamen.24 Auch die teilweise anzutreffende Substituierung der älteren Eisenindustrie durch z.B. eine primitive Papierindustrie – etwa im Raum Sundern – oder der Heimweberei durch die entstehende Strumpfwirkerei – z.B. in Schmallenberg – steckte in den 1840er Jahren noch in den Kinderschuhen und konnte kaum für wirksame Entlastung auf dem überfüllten Arbeitsmarkt sorgen. Neben Arbeitsmigration in bestimmten Lebensabschnitten – z.B. als Geselle „auf der Walz“ – blieb manchmal aus der damaligen Perspektive nur noch der Ausweg der Auswanderung. In der Tat lässt sich nachweisen, dass in den 1840er Jahren, und zwar Jahre vor dem Ausbruch der Revolution, Hunderte von Bewohnern des Sauerlandes das Risiko auf sich nahmen, alles auf eine Karte setzten, und in die USA auswanderten.25


Aber nur eine Minderheit hatte den Mut – und konnte es sich finanziell leisten – in die USA auszuwandern. Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung blieb zunächst, wo sie geboren worden war, aber sie wurde mit gewissen Aspekten ihrer Existenz immer unzufriedener. Viele dieser pauperisierten Brinkkötter und Beilieger, Heimarbeiter und Tagelöhner, Landhandwerker und Gesellen waren der Überzeugung, dass ihnen von Rechts wegen mehr zustand, als der adelige Grundherr oder die großen Bauern, der kleinstädtische Magistrat oder der Gemeindevorstand, der Förster oder der Flurschütze ihnen zugestanden. Hier kommt nun ein weiterer Erklärungsansatz für den Ausbruch der Fundamentalrevolution der Unterschichten auf dem Lande ins Spiel: Es handelt sich um die von dem englischen Sozialhistoriker Edward P. Thompson entwickelte Theorie der „moral economy“.26 Immer wieder wurden Kommunalbeamte und Rentmeister, Forstpersonal und Polizeidiener von Vorstellungen überrascht, die zeigten, dass die aufständischen Handwerker und Gesellen, Tagelöhner und Bergleute die Überzeugung äußerten, sie nähmen sich nur, was ihnen zustünde. Früher, in der guten alten Zeit, hätten sie Hude- und Holzsammelrechte gehabt27 oder als zünftige Handwerker28 oder Gesellen eine „auskömmliche Nahrung“ besessen, die ihnen der Adel, der Staat, Verwaltungsbeamte und Förster oder kapitalistische Unternehmer und jüdische „Wucherer“ mit der Zeit genommen hätten. Diese Teilaspekte einer „plebeischen Kultur“ lassen sich auch bei vielen Aufständischen im Sauerland nachweisen, obwohl es manchmal schwerfällt zu unterscheiden, ob diese Haltung schon vor Ausbruch der Gewalttätigkeiten vorhanden war oder erst nachträglich zur strafmindernden Begründung vor Gericht instrumentalisiert wurde.29 Sicherlich ist es richtig, dass „Katzenmusiken“, die unliebsamen Bürgermeistern auch im Sauerland dargebracht wurden, zu den hergebrachten Rügebräuchen der unterständischen Gesellschaft zählten, aber längst nicht alle Forderungen und Aktionen der ländlichen Basisrevolution – man denke an die vielen Berichte von exzessivem Alkoholkonsum, Zerstörungswut, Brandstiftung oder Antisemitismus – lassen sich durch Hinweise auf eine „plebeische Kultur“ rechtfertigen, und auch manche als „Volksversammlungen“ bezeichnete Zusammenkünfte in Gastwirtschaften und Branntweinkneipen können nur schwerlich als Beispiele bürgerschaftlich-demokratischer Veranstaltungen bezeichnet werden.30
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In den Jahren 1848/49 wurden vielen Lokalpolitikern und Landtagsabgeordneten, mit deren Arbeit und Einstellung man unzufrieden war, sogenannten „Katzenmusiken“ dargebracht. Dabei gingen häufig Fensterscheiben zu Bruch und es kam zu anderen Sachbeschädigungen.
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Auch der Arnsberger „Bauernadvokat“ Johann Friedrich Josef Sommer, der sich als Abgeordneter der Preußischen Nationalversammlung bei einem Teil der Bevölkerung unbeliebt gemacht hatte, war Zielscheibe öffentlicher Unmutäußerungen und Katzenmusiken.





In diesem Zusammenhang könnte eine weitere Beobachtung nützlich sein. Ganz offensichtlich herrschte gerade in den unteren Schichten der Landbevölkerung – aber nicht nur bei ihnen – eine heillose Verwirrung bezüglich der damals verwendeten politischen Begriffe. Wenn ein Verwaltungsbeamter wie Bürgermeister Hesse in Brilon „Holzfrevel“ und „Vandalismus“ als „Communismus“ bezeichnete oder Kettenschmiede im Möhnetal mit der Einführung des „Communismus“ drohten, wenn sie kein billiges Pachtland als Weide für ihr Vieh bekämen, dann hatte das nichts mit dem Kommunismus zu tun, den Marx und Engels im Kommunistischen Manifest von 1848 skizzierten. Ebenso wurde „Preßfreiheit“ manchmal als Erlaubnis verstanden, die besitzenden Klassen zu „pressen“, und in Franken definierte ein Dorfbewohner „Preßfreiheit“ folgendermaßen: „Der König ist abgesetzt, man braucht keine Steuern mehr zu zahlen, alle Schulden sind erlassen, die Hypothekenbücher werden verbrannt, die Juden werden aus dem Lande gejagt.“31 Nicht nur im Odenwald oder in Ostwestfalen glaubten Kleinbauern und Tagelöhner, mit „Gleichheit“ sei gleichberechtigte Teilhabe an staatlichen Steuereinkünften oder die Verteilung von Landbesitz bzw. Nutzungsrechten daran gemeint.32 Auch wenn es in einem Zeitungsbericht über die Wahlen zum preußischen Parlament im Januar 1849 in Meschede hieß: „Es wurden meistens nur Demokraten gewählt“ bedeutet das durchaus nicht, dass die katholische Landbevölkerung plötzlich für eine republikanische Staatsform eingetreten wäre, denn der Berichterstatter gab im nächsten Satz zu, man wisse bei zwei der drei Kandidaten nicht, „ob sie zur Monarchisch-Constitu-tionellen oder zur Demokratischen Partei“ gehörten.“33 Das Gleiche gilt für die andere Seite des politischen Spektrums: Während der Revolutionszeit bildeten sich besonders in den altpreußischen Gebieten Westfalens „constitutionelle“ Vereine, die gleichzeitig für sich beanspruchten „conservativ“ zu sein, wobei es häufig zunächst unklar blieb, welche dieser beiden politischen Richtungen in einem solchen Verein tonangebend war.34


Wie bereits angesprochen, gehörten nicht nur Landarbeiter und Tagelöhner zu den ländlichen Unterschichten, sondern auch viele Landhandwerker, die häufig als Alleinmeister ohne Lehrlinge und Gesellen in den überbesetzten Massenhandwerken als Schneider, Schuster, Schlosser oder Tischler sich und ihre Familien mehr schlecht als recht ernährten. Auch für diese häufig auf sozialrestaurativen Schutz traditioneller Handwerksarbeit vor der Konkurrenz durch billige fühindustrielle Massenproduktion plädierenden Einzelmeister bietet der Ansatz der der Vergangenheit verhafteten „plebeischen Kultur“ ein aussagekräftiges Erklärungsmodell. Viele dieser in prekären Verhältnissen lebenden Handwerker, denen Mut und/oder Geld zur Auswanderung gefehlt hatten, unterstützten den unterbäuerlichen Sozialprotest auf Straßen und Plätzen, in Kneipen und vor Adelssitzen, zumal auch sie ihr Kleinvieh häufig im Wald weiden lassen mussten und auf billiges Brennholz angewiesen waren.


Auch im Sauerland waren es diese – von Ort zu Ort unterschiedlichen – Gruppen der Tagelöhner und Landhandwerker, Kleinstbauern und Gesellen, Bergleute und Fabrikarbeiter, die den Kern der aktiven „Revolutionäre“ während der häufig gewalttätigen Basisrevolution vom März/April 1848 ausmachten. Auch wenn diese für sich genommen fast immer auf eine überschaubare ländliche Region begrenzt blieb, verlieh sie angesichts ihrer Allgegenwärtigkeit in vielen deutschen Staaten zunächst den liberalen städtischen Revolutionen gegen die vormärzlichen Regierungen Unterstützung und half so, die „Märzministerien“ zu installieren und deren soziale Reformen auf den Weg zu bringen. Als diese Reformversprechen dann einige der Forderungen vom März und April zu erfüllen schien, ließ der Druck der Straße auf dem Lande nach. Hier liegt, gemeinsam mit der militärisch unterfütterten Macht des alten Regimes, ein wesentlicher Grund für den nachlassenden Elan der Revolutionen auf dem Lande im Sommer 1848.


Damit wird das Kernproblem der Einschätzung der ländlichen Unruhen im Frühjahr 1848 und ihrer Folgen benannt. Die ältere „Bauerngeschichtsschreibung“ hat in Anlehnung an Wilhelm Heinrich Riehl und Günther Franz geurteilt, dass sich die Bauern, nachdem ihre Forderungen zumindest teilweise erfüllt worden seien, aus der Revolution zurückgezogen und diese damit zum Scheitern verurteilt hätten, denn nun hätte den liberal-demokratischen bürgerlichen Reformern der Druck der Straße gefehlt, um die konservativen adeligen Eliten zu weiteren Zugeständnissen zu zwingen. Neuere Ansätze betonen dagegen, dass grundbesitzende Bauern und landlose Unterschichten nur geringe gemeinsame Schnittflächen besessen und wohlhabende Bauern sich von den radikalen sozialen Forderungen des Landproletariats bedroht gefühlt hätten. Besonders im nordwestdeutschen Raum sei dieser sozialgeschichtlich zu erklärende Frontverlauf weit verbreitet gewesen, während im süddeutschen Raum die Hauptkonfliktlinie zwischen landsässigem Adel einerseits sowie bäuerlicher und unterbäuerlicher Landbevölkerung andererseits verlaufen sei.35 Das Sauerland liegt – nicht nur geografisch – zwischen den beiden Großräumen ländlicher Protestaktionen im Frühjahr 1848. Es gab hier auch vereinzelte Proteste der verarmten Unterschichten der agrarischen Gesellschaft gegen Großbauern, die von den Agrarreformen – etwa bei der Aufteilung der dörflichen Allmende – profitiert hatten, aber die teilweise gewalttätigen Aufzüge der Landlosen bzw. Landarmen vor den Schlössern des landsässigen Adels im März und April 1848 waren hier nach Anzahl und Intensität eindeutig vorrangig. Dennoch kann nicht bezweifelt werden, dass das weitgehende Ausscheiden der Landbevölkerung insgesamt eine gravierende Schwächung der revolutionären politischen Bewegung bedeutete, denn die wenigen radikal fortgesetzten Protestaktionen unterbäuerlicher Schichten, Tagelöhner und Fabrikarbeiter verliefen nun „quer zu jenen Bemühungen der bürgerlichen Trägergruppen, die Revolution in das ruhigere Fahrwasser institutioneller Aushandlung zu manövrieren.“36


Mit diesen „bürgerlichen Trägergruppen“ der „Institutionenrevolution“ oder „Verrechtlichung der Revolutionen“ ist eine in sich äußerst heterogene Gesellschaftsschicht gemeint, die sich als besitzendes und gebildetes Bürgertum bezeichnen lässt: wirtschaftlich erfolgreiche Handwerker mit „auskömmlicher Nahrung“, Krämer und Gastwirte, höhere Kommunalbeamte und Akademiker, Faktoren auf Hütten und Hämmern sowie Rentmeister auf Adelsgütern. So unterschiedlich ihre wirtschaftliche Lage und Bildung war, so verschieden konnte auch ihre politische Ausrichtung sein: So waren die Verwalter adeliger Güter sowie Förster wie die meisten ihrer Arbeitgeber reaktionär bis konservativ eingestellt; sie sahen im März und April 1848 häufig im Ruf nach Militär das einzige effektive Gegenmittel gegen die marodierenden ländlichen Unterschichten. Allerdings muss man dabei berücksichtigen, dass gerade diese Gruppe von Angestellten des Adels die geballte Wucht der Wut der Landbevölkerung abbekam. In der Regel waren die Bürgermeister der Landgemeinden im Sauerland weniger konservativ. Zwar verurteilten sie rohe Gewalt und Zerstörungen aller Art, aber sie hatten zumindest teilweise offene Ohren für einige wirtschaftliche Forderungen der unterbäuerlichen Schichten und lehnten schon aus Kostengründen einen Militäreinsatz in ihren Kommunen so lange wie möglich ab, da die Gemeinden die Kosten dieser Stationierung zu tragen hatten und die Einquartierung von Militär bei fast allen Bürgern äußerst unbeliebt war. Auch wohl situierte Handwerker konnten wirtschaftlich konservativ und politisch liberal sein und waren schon wegen des Kostenarguments fast immer gegen den Einsatz von Militär in ihrer Gemeinde, in welcher sie den Hauptteil der kommunalen Steuern zu zahlen hatten. Dies war vermutlich auch der Hauptgrund für eine Reihe von Bürgermeistern und Amtmännern, eine militärische Intervention erst als ultima ratio ins Auge zu fassen, wenn die bürgerlich dominierten Bürger- oder Schutzwehren Ruhe, Ordnung und Sicherheit nicht mehr garantieren konnten; aber manche ihrer Amtsgenossen forderten, als bei den ersten Krawallen Fensterscheiben zu Bruch gingen, die sofortige Entsendung militärischer Einheiten. Viele Bürgermeister und Magistrate schwankten angesichts der Unruhen zumindest anfänglich zwischen harter Reaktion und elastischem Entgegenkommen.


Waren diese Gruppen eher liberal-konservativ, tendierten viele Bildungsbürger, also Ärzte, Apotheker, Rechtsanwälte und Lehrer eher zu linksliberalen Positionen, wobei einige Exponenten dieser in sich durchaus unterschiedlichen Gruppe Anhänger der Demokraten waren. In den hier abgedruckten Aufsätzen ist nachzulesen, dass etwa der Allendorfer Apotheker Höynck, der dortige Lehrer Canisius, sein Sunderner Kollege Hümmeler, der Neheimer Arzt Dr. Hilsmann, sein Balver Berufsgenosse Dr. Liese, die beiden Arnsberger Justizreferendare Kindermann und Schmidts sowie der dort angestellte Justizbeamte von Orsbach, um nur einige Beispiele aus dem Sauerland zu nennen, erklärte Demokraten waren und deshalb massive Benachteiligungen bis hin zur Entlassung aus dem Dienst erfuhren. Gemeinsam war ihnen, dass sie für ihre politischen Ziele eher mit Petitionen und in Versammlungen, durch Reden und Zeitungsartikel eintraten und sich teilweise in politischen Clubs engagierten. Das unterschied diese Anhänger der Institutionenrevolution ab dem Sommer 1848 nach dem Abflauen der Fundamentalrevolution vom Frühjahr 1948 von den in erster Linie vor adligen Gütern und auf Straßen und Plätzen sowie in Kneipen aktiven unteren Klassen der ländlichen und kleinstädtischen Bevölkerung.


Die oberen Ränge der Gesellschaft im Sauerland – Adel, katholische Pfarrer, wohlhabende Unternehmer und Großbauern – waren in der Regel politisch konservativ bis reaktionär. Der politisch konservative Adel des Sauerlandes hatte sich jahrelang gegen die Durchführung der preußischen Reformen auch in seiner Region gestellt und sich letztendlich nur widerwillig ins Unvermeidliche gefügt. Aber katholische Magnaten wie Clemens August Graf von Westphalen, in den 1830er Jahren Landrat des Kreises Meschede, oder Dietrich Graf von Bocholtz hatten sich durch ihre starre Haltung gegenüber den Forderungen der Landbevölkerung äußerst unbeliebt gemacht. Beide hatten sich Güter ehemaliger „Untertanen“, die sich zu stark verschuldet hatten, angeeignet und auf ihre schriftlich fixierten Privilegien gepocht.37 Gegenüber dem Radikaldemokraten Ferdinand Lassalle machte sich v. Westphalen über „die guten Herren“ in der Paulskirche lustig, die im Vergleich zu den „Machthabern des ancien régime“ eingebildet, naiv und inkompetent seien. Er teilte dem zukünftigen Arbeiterführer mit, dass die sich 1848/49 die „Herrschaft anstrebende Demokratie [ihn] wahrhaft anekelte“ und sah sich auch nach der Revolution noch immer berechtigt, „ohne allen Skrupel“ Zinsen von ehemals abhängigen Bauern verlangen zu dürfen, so wie seine „Vorfahren wie auch die heilige Kirche“ Grundzins, Gefälle und „den Zehnten des Reinertrages sich entrichten ließen.“38 Der Graf von Bocholtz beharrte auch noch in den Krisenjahren vor Ausbruch der Revolution auf weiterer Durchführung der Verkoppelungen und Separationen, welche den ländlichen Unterschichten die lebensnotwenigen traditionellen Weidegründe für ihr Vieh nahmen.39


Auch Freiherr Egon von Fürstenberg auf Herdringen bestand zu lange darauf, dass seine Förster ihm stattliches Wild in großer Zahl für seine Jagdleidenschaft bereithielten, auch wenn die Landbevölkerung wiederholt – und ergebnislos – beim Landrat und sogar beim Oberpräsidenten verzweifelt Protest einlegte, weil das Wild ihre Ernte ruinierte.40


Andererseits zeigten sich Adelige manchmal auch großzügig, wenn sie der darbenden Bevölkerung Getreide zu niedrigen Preisen überließ oder sogar schenkte, wie der gerade erwähnte v. Fürstenberg dies tat, oder wenn sie, wie die Besitzerin von Schloss Körtlinghausen, arbeitslose Tagelöhner im Wald oder beim Wegebau beschäftigte. Gerade beim Adel konnte das Beharren auf hergebrachten Privilegien und freiwilliges humanitäres Engagement Hand in Hand gehen, und weil sich einige Adlige in den Hungerjahren in gewohnt christlich-paternalistischer Art großzügig gezeigt und „ihren“ Dorfarmen Getreide und Kartoffeln geschenkt oder Arbeitslose mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen unterstützt hatten, reagierten sie verständnislos und erbost auf die ‚Undankbarkeit‘ der Unterschichten, wobei sie ein Grundprinzip der „moralischen Ökonomie“ dieser Klasse nicht verstand: „Die Ethik des Volkes hieß direkte Aktionen der Menge gut, wohingegen die Ordnungswerte, die dem paternalistischen Modell zugrunde lag, sie ausdrücklich untersagten.“41


Auch die meisten preußischen Landräte des Vormärz waren Angehörige des landsässigen Adels, und im Sauerland besaßen die Landräte der Kreise Brilon und Arnsberg Landgüter, vor denen im März demonstriert und protestiert wurde. Dies wird sie in ihrer Ablehnung jeglicher revolutionärer Forderungen bestärkt haben, denn als preußische Beamte waren sie von Amts wegen konservativ-monarchisch eingestellt.42 Dennoch gab es auch hier Unterschiede: Während der Arnsberger Landrat Felix von Lilien als Mitglied des Vereinigten preußischen Landtags 1847 wie sein reaktionärer Standesgenosse Otto von Bismarck „zur politischen Leibgarde des Königs“43 gezählt wurde, der im Frühjahr 1848 sehr schnell Militär zur gewaltsamen Unterdrückung der protestierenden Landbevölkerung anforderte und den Balver Amtmann rüffelte, als dieser gegen den konfrontativen Kurs von Liliens Bedenken anmeldete, scheute sich sein Olper Amtskollege Adolf Freusberg nicht, seine vorgesetzte Dienststelle, das Regierungspräsidium in Arnsberg, für vorschnelle militärische Stationierungen in seinem Kreis zu kritisieren.44
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Liste der im März 1848 an verschiedenen Orten im Raum Arnsberg


stationierten „Militärdetachements“.
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Der Gutsbesitzer und Arnsberger Landrat Felix von Lilien forderte im März 1848


die Stationierung von Truppen in mehreren Orten seines Kreises.


Eine ähnliche politische Spannweite gab es bei den Bürgermeistern größerer Landstädte wie Neheim oder Brilon, die zwar jegliche Gewalt bei der Durchsetzung politisch liberaler und sozialer Ziele ablehnten, gleichzeitig aber dennoch sehr wohl für die Verabschiedung einer Verfassung, die die preußischen Monarchen jahrzehntelang verweigert hatten, eintreten konnten.45 Als Anhänger einer konstitutionellen Monarchie standen sie häufig zwischen den erzkonservativen Adligen und den linksliberalen bzw. demokratischen Bildungsbürgern. Da sie als preußische Verwaltungsbeamte primär an der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung interessiert waren, organisierten sie vornehmlich im März und April, aber auch noch später, auf Anordnung der Landräte Bürgerwehren, in denen häufig Besitzbürger den Ton angaben.


Dies lässt sich z.B. an der Neheimer Bürgerwehr vom März 1848 nachweisen, wo Fabrikanten wie Friedrich Wilhelm Brökelmann, Theodor Cosack oder Gottlieb Tappe eine führende Rolle spielten46; aber andererseits ließ der führende Warsteiner Unternehmer Wilhelm Bergenthal die Arbeiter seiner Fabrik mit angespitzten Eisenstangen ausstatten und wollte mit dieser „Privatarmee“ rücksichtslos für Ruhe und Ordnung in seinem Sinne sorgen.47 Nicht nur das politische Verhalten bedeutender Unternehmer der Region ist widersprüchlich, auch ihre soziale Einstellung lässt sich häufig nicht eindeutig festlegen. Es lag in ihrem eigenen ökonomischen Interesse, die Löhne der Arbeiter so niedrig wie möglich zu halten und durch Frauen- und Kinderarbeit Lohndumping zu betreiben. Andererseits entsprach es ihrem Selbstverständnis als christlich-patriarchalische Unternehmer, ähnlich wie Adlige den finanziell ausgebluteten Kommunen Geld zu leihen oder zu spenden, damit diese den hungernden Menschen verbilligt Getreide oder Kartoffeln überlassen oder gar schenken konnten.48 Im paternalistischen Selbstverständnis vieler Unternehmer waren karitative Einstellung und privates Profitstreben sowie das konservative Beharren auf „Ruhe, Ordnung und Sicherheit“ und das gleichzeitige Eintreten für die Errichtung einer liberal-konstitutionellen preußischen Monarchie durchaus vereinbar.


Eine Sonderrolle nahmen die katholischen Geistlichen im kölnischen Sauerland ein. Sie gehörten qua Amt zur lokalpolitischen Elite und waren nach Ausbildung, Habitus und Mentalität konservativ, selbst wenn sie der protestantischen preußischen Monarchie häufig reserviert gegenüberstanden. Auch wenn, soweit bekannt, im Vormärz und in der Revolutionszeit kein einziger katholischer Geistlicher Sympathien für republikanisch-demokratisches Gedankengut hegte, zeigten einige doch zumindest Verständnis für die Sozialproteste ihrer häufig am Hungertuch nagenden Gemeindemitglieder49, während andere aktiv am Kampf z.B. gegen demokratisch gesinnte Lehrer teilnahmen und für deren Entlassung sorgten.50 Dagegen zogen alle katholischen Geistlichen an einem Strick, wenn es um die Beibehaltung der überkommenen Vorrechte der Kirche in Staat, Gesellschaft und Schule ging, die sie durch linksliberale und demokratische Diskussionen in der Paulskirche und in der Berliner Preußischen Nationalversammlung gefährdet sahen, und die sie durch ein von Geistlichen sorgfältig orchestriertes Zusammenspiel katholischer Versammlungen, Vereine, Zeitungen und Petitionen gewahrt wissen wollten.51 Darüber hinaus wurden zahlreiche Geistliche bei den indirekten Wahlen der Jahre 1848/49 als Wahlmänner aufgestellt und gewählt, und einige dieser politisierenden Sauerländer Pfarrer und Kapläne wie Vikar Gelshorn (Arnsberg) oder Pfarrer Bigge (Velmede) wurden 1848 Abgeordnete in der Preußischen Nationalversammlung in Berlin, wo sie in der Regel eine dezidiert konservative Politik vertraten. Neben der kirchlichen Pastoral wurden viele Geistliche in der Revolutionszeit auch publizistisch tätig: So bemühten sich Geistliche wie Gelshorn oder die Vikare Hundt (Attendorn) und Hesse (Olpe) um die Gründung katholischer Zeitungen52 oder initiierten Petitionen an die Frankfurter Nationalversammlung.53


In diesen Petitionen wird hier, ähnlich wie bei den Eingaben sozialdefensiver Handwerker und schutzzöllnerischer Eisenindustrieller sowie weiterer Petenten aus dem Sauerland54, kein Zeichen einer weit verbreiteten Fundamentalpolitisierung der Landbevölkerung gesehen. Bei diesen Adressen an die Versammlungen in Frankfurt und Berlin hielten sich die Verfasser und Unterzeichner bei der Abfassung der betreffenden Petitionen jeweils an ihre eigenen, eng begrenzten religiösen oder wirtschafts- und sozialpolitischen Forderungen, ohne den damals in der Paulskirche heftig und langwierig diskutierten allgemeinpolitischen Grundsatzproblemen von Grundrechten, Wahlen, Parlamentarismus, Demokratie, Staatsform und nationaler Einheit erwähnenswerten Raum zu gewähren.55


Neben einer regen Teilnahme an den verschiedenen Petitionsbewegungen werden häufig die Bildung politischer Vereine sowie die Diskussion politischer Themen in bestehenden oder neu gegründeten Lokalblättern als Kennzeichen einer Basispolitisierung genannt. Auch im kölnischen Sauerland wurden in der Revolutionszeit Vereine unterschiedlicher politischer Couleur gegründet. Angesichts der konfessionellen Struktur der Region kann es nicht verwundern, dass auch hier die Etablierung katholischer Vereine, z.B. in Brilon, Olpe oder Attendorn, nachweisbar ist,56 auch wenn diese Vereine nach Mitgliederzahl und Aktivitäten auch nicht ansatzweise mit der Agitationsintensität katholischer Vereine in den Bischofsstädten Münster und Paderborn verglichen werden kann.57 Die Existenz katholischer Vereine erwies sich häufig als Hindernis für die Gründung liberalkonstitutioneller Vereine, während demokratische Vereine eine echte Alternative darzustellen schienen. Allerdings erwies sich das konservativ-katholische sozialmoralische Milieu des kölnischen Sauerlandes als wenig förderlich für die Gründung solcher Vereine. Ähnlich wie andere agrarisch-ländlich strukturierte Regionen Preußens erwies sich das kölnische Sauerland als extrem ungeeignet für die Organisierung demokratischer oder sogar sozialistischer Vereine.58 Dennoch wurden z.B. 1848 in Meschede und auch im „Demokratennest“ Attendorn demokratische Vereine gegründet, denen jedoch nur eine kurze Lebensdauer und begrenzte Politisierungserfolge beschieden waren.59 Rüdiger Hachtmanns Diktum, dass in den Wahlen vom Herbst bis Frühjahr 1948/49 außerhalb Preußens „Teile der Agrarbevölkerung […] den Stimmzettel als politische Waffe entdeckt“ hätten,60 besitzt zwar auch für das kölnische Sauerland seine Richtigkeit, aber die dortige Bevölkerung wählte – bei unterschiedlicher Wahlbeteiligung – eben nicht nur demokratisch, sondern auch ‚katholisch‘, liberal-konstitutionell und konservativ.61 Neben einigen begrenzten Erfolgen der demokratischen Bewegung bei der Steuerverweigerungskampagne gegen den Staatsstreich der preußischen Regierung im Herbst 1848 in einigen Städten (Neheim, Arnsberg, Attendorn, Olpe) berichten viele Bürgermeister und Amtmänner vom völligen Misserfolg dieser Bewegung in ihren Gemeinden, zumal sich die katholische Kirche und viele Pfarrer im Regierungsbezirk Arnsberg entschieden gegen das politische Mittel der Steuerverweigerung aussprachen.62 Insgesamt sind Anzahl, Aktivitäten und Erfolge der im kölnischen Sauerland in der Revolutionszeit gegründeten politischen Vereine kein hinreichender Beleg für die These, dort habe bereits 1848/49 eine längerfristige Fundamentalpolitisierung stattgefunden.


Ähnliches gilt für die in den verschiedenen Kreisstädten des Sauerlands publizierten Zeitungen, Intelligenz- und Kreisblätter, die nach einem kurzen Intermezzo, in dem in diesen Blättern u.a. auch liberal-demokratische Positionen abgedruckt hatten, faktisch erneut von den Kreisverwaltungen kontrolliert wurden,63 während sich die unter der Leitung von Klerikern gegründeten katholischen Blätter häufig langfristig halten konnten.64 Daher kann die hier feststellbare, zumeist nur kurzlebige publizistische Diskussion politischer Themen m.E. nicht als Beleg für eine grundlegenden Politisierung der Landbevölkerung des Sauerlandes herangezogen werden.65 Davon kann erst eine Generation später die Rede sein, als durch den die Reichsgründung begleitenden Nationalismus, die Erschließung des nördlichen Sauerlandes durch die Obere Ruhrtalbahn (ab 1870), den preußischen Kulturkampf und die Gründung mehrerer Lokalzeitungen auch dort zumindest ansatzweise ein „politischer Massenmarkt“ (Hans Rosenberg) entstand: ein vom politischen Katholizismus dominiertes soziokulturelles Milieu, das sich unter Führung des Klerus vereinsmäßig organisierte und langfristig politisch engagierte.


Aber nur die Anfänge der Organisation dieses politischen Katholizismus im kölnischen Sauerland liegen in der Revolutionszeit von 1848/49, den anderen politischen und sozialen Gruppierungen und Vereinen gelang es damals dort nicht, den Schritt vom sozialen Protest zur politischen Bewegung zu vollziehen. Vor allen Dingen fehlte den ländlichen Unterschichten dazu eine auf Langfristigkeit angelegte organisatorische Vernetzung sowie das Ziel einer angestrebten zukunftsträchtigen politischen und sozialen Alternative zum herrschenden System, wie sie sich in den 1830er und 40er-Jahren in einigen städtischen Handwerker-, Gesellen- und Intellektuellenzirkeln herausgebildet hatte.66
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